
Schriftliche Anhörung des Innen- und Rechtsausschusses des Schleswig-
Holsteinischen Landtags zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung wahlrecht-
licher Vorschriften 
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
- Drucksache 19/1519

Sehr geehrte Frau Ostmeier, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum o. g. Ge-
setzentwurf. 

Der Gesetzentwurf wird ausdrücklich begrüßt. Die Implementierung der leichten 
Sprache in den Wahlunterlagen hatte im Rahmen der zurückliegenden Landtagswahl 
sowohl im Vorwege des Wahltermins als auch am Wahltag selbst zu einer Vielzahl 
kritischer Rückmeldungen geführt, wodurch erhebliche Kapazitäten von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern in den kommunalen Wahlbehörden und bei den Wahlhelfern 
gebunden wurden. Der Erfahrungsbericht (Drs. 19/1002) anlässlich der zur Kommu-
nalwahl veröffentlichten Informationen zur leichten Sprache im Internet - etwa durch 
erläuternde Videobeiträge - zeigt dagegen eine durchweg positive Resonanz. 

Änderungsvorschläge haben wir darüber hinaus nicht vorzutragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jörg Bülow 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
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